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Die im März 1998 veranstaltete Europäische Konferenz und vor allem die kurz
danach begonnenen Beitrittsverhandlungen haben den Prozeß der Osterweiterung
auf die Ebene der Wirklichkeit gehoben. Nach langen und kontroversen
Diskussionen hat der Europäische Rat zunächst nur sechs beitrittwillige Staaten für
genügend vorbereitet betrachtet und diese (Estland, Polen, Slowenien, Tschechien,
Ungarn und Zypern) zu offiziellen Verhandlungen eingeladen. Trotzdem hat
Brüssel immer wieder betont, daß der Erweiterungsprozeß auch für andere europä-
ische Länder offen sei. Um diesem Ansatz Nachdruck zu verleihen, wurde die
Durchleuchtung des acquis communautaire, wenn auch langsamer, mit den Staaten
begonnen, die sich in den ersten Kreis der Kandidatenstaaten nicht qualifiziert
haben (Bulgarien, Lettland, Litauen, Rumänien, die Slowakei und Malta). Darüber
hinaus erstellt die Kommission jeden Herbst einen Bericht über die politische, wirt-
schaftliche und institutionelle Entwicklung der beitrittswilligen Staaten. Darin wer-
den Fortschritte oder Mängel in der Vorbereitung auf eine zukünftige
Vollmitgliedschaft identifiziert und die Entscheidung über die Aufnahme (oder
Unterbrechung) der Beitrittsverhandlungen vorbereitet.

Die wichtigsten Feststellungen der Länderberichte

Der erste fortgeschriebene Bericht wurde im November 1998 veröffentlicht.1

Hinsichtlich der politischen Kriterien wurden Polen, Tschechien, Ungarn,
Slowenien, sowie die drei baltischen Staaten als stabile Demokratien beurteilt.
Rumänien und Bulgarien waren als „funktionierende Demokratie" eingestuft, wäh-
rend die Kommission die frühere negative Beurteilung der Slowakei angesichts der
Wahlergebnisse revidiert hat. Die Überprüfung des demokratischen institutionellen
Systems hat ergeben, daß der Kampf gegen die Korruption in Litauen, Rumänien,
Tschechien und Ungarn, sowie die Verbesserung der Lage der Roma-Bevölkerung
in Rumänien, Tschechien und Ungarn Vorrang erhalten sollen. Rumänien wurde
aufgefordert, die Rechte der ungarischen Minderheit zu schützen. Mit Ausnahme
von Polen und Ungarn wurde der Reform, bzw. der Verstärkung der Justiz in allen
Kandidatenstaaten große Bedeutung beigemessen.

Nur die fünf osteuropäischen Länder, die die Beitritts Verhandlungen bereits auf-
genommen haben, wurden als funktionierende Marktwirtschaften bezeichnet, die
den Wettbewerbsdruck der EU mittelfristig erfolgreich absorbieren können. Im
Falle der Slowakei, Lettlands und Litauens kann die mittelfristige Wettbewerbs-
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fähigkeit erst erreicht werden, wenn die Institutionen der Marktwirtschaft weiter
ausgebaut werden und effizient zur Geltung kommen können. Die neuesten
Reformen in Bulgarien wurden positiv und als ein wichtiger Schritt hin zur
Marktwirtschaft bewertet, während die wirtschaftliche Entwicklung Rumäniens
weiterhin Anlaß zur Sorge gibt. Zwar wurden in allen beitrittswilligen Staaten mehr
oder weniger große wirtschaftliche Probleme festgestellt. Bei weitem am schlimm-
sten schätzt der Bericht der Kommission die Lage in Rumänien ein. Die
Beschleunigung der Privatisierung wurde Bulgarien, Polen und Rumänien empfoh-
len. Mit Ausnahme Ungarns haben noch alle mittel- und osteuropäischen Länder
große Hürden in der Beseitigung der strukturellen Probleme, und nicht zuletzt in
der Umgestaltung des Unternehmenssektors zu nehmen.

Eine bemerkenswerte Aussage der Länderberichte besteht darin, daß - nach der
Meinung der Kommission - die mittelfristige Mitgliedschaft in der Wirtschafts-
und Währungsunion nicht nur für die fünf Länder des „ersten Kreises", sondern
auch für die Slowakei sowie die zwei anderen baltischen Volkswirtschaften vor-
stellbar sei.

Schließlich hat die Kommission die estnische und ungarische Anpassung an das
gemeinschaftliche Rechtsgut gelobt, auch wenn die Durchsetzung der übernomme-
nen Gesetze weiter zu verbessern sei. Lettland und Litauen haben sich verstärkt
bemüht dem Acquis näherzukommen, während in mehreren Ländern die
Rechtsangleichung keinen Fortschritt gemacht habe. Vor allem auf dieser
Grundlage wurde zwei „erste-Runde-Kandidaten", nämlich Slowenien und
Tschechien im Kommissionsbericht die „gelbe Karte" gezeigt. Doch wurde der
ursprüngliche Status der einzelnen Kandidatenstaaten weder in der österreichischen
noch in der deutschen EU-Präsidentschaft geändert. Trotz mancher Mängel bilden
Estland, Polen, Slowenien, Tschechien und Ungarn die Gruppe, mit der Beitritts-
verhandlungen im Gange sind. Ungeachtet teilweiser großer Anstrengungen
konnte sich kein weiteres mittel- und osteuropäisches Land aus der sogenannten
„zweiten Gruppe" dafür qualifizieren.

Der Prozeß der Beitrittsverhandlungen

Die erste Phase der offiziellen Verhandlungen startete im April 1998 mit der
Eröffnung der Durchleuchtung von etwa 90.000 Seiten gemeinschaftlichen
Rechtsmaterials. Sie bestand aus zwei Etappen, dem multilateralen und dem bilate-
ralen „Screening", wobei die bilaterale kurz nach der multilateralen Durchleuch-
tung stattfand. Insgesamt 31 Themenbereiche wurden überprüft, davon 29
Themenkreise, sowie institutionelle Fragen und andere Angelegenheiten. Einige
Themen, in denen kaum Anpassungsprobleme bestehen, bzw. wo der acquis com-
munautaire verhältnismäßig bescheiden ist und die meisten Kompetenzen weiterhin
bei den Mitgliedstaaten liegen, waren binnen weniger Stunden abgehandelt.
Dagegen gab es mehrere Screeningrunden in den problematischen Bereichen, wie
vor allem Landwirtschaft, aber auch Umweltschutz, freier Warenverkehr oder
Verkehr.
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Die zweite Phase, in der die wirklichen Beitritts Verhandlungen stattfinden, wurde
während der österreichischen Präsidentschaft eingeleitet. Als Vorbedingungen
mußte zunächst ein Durchbruch in der zeitlichen Interpretierung der beiden
Etappen erzielt werden. Es gab bedeutende Kräfte innerhalb der EU, die die
Screeningetappe von den tatsächlichen Verhandlungen streng trennen wollten und
die Meinung vertraten, die zweite Etappe dürfte erst nach dem Abschluß der ersten
beginnen. Dies hätte jedoch eine erhebliche zeitliche Verschiebung bedeutet, da die
offiziellen Beitrittsverhandlungen nicht vor Juli 1999 hätten beginnen können.
Darüber hinaus hätte ein solcher Ansatz auch den Unterschied zwischen der ersten
und der zweiten Gruppe der Beitrittskandidaten wieder einmal - und trotz der
Luxemburger Entscheidung - zum großen Teil beseitigt. Ein wesentlicher Verdienst
der österreichischen Präsidentschaft bestand eben darin, daß die EU das Prinzip der
„parallelen Verhandlungen" zu eigen machte und die wirklichen Beitrittsver-
handlungen in allen Bereichen geöffnet werden konnten, die bereits durchleuchtet
waren.

Zweite Vorbedingung war die Erstellung der nationalen Positionspapiere, in
denen die einzelnen Beitrittskandidaten ihre Wünsche für vorübergehende
Ausnahmen bestimmen. Zu den ersten sieben Themenbereichen der Screeningliste
wurde das entsprechende Material im September 1998 eingereicht. Parallel, aber
teilweise mit bedeutendem zeitlichem Abstand, hat auch die EU ihre
Positionspapiere verfertigt, die auf der Meinung der einzelnen Mitgliedstaaten und
der zusammengefassten Bewertung der Kommission beruhen.

Nach diesen Vorbereitungen konnten die tatsächlichen Beitrittsverhandlungen
im November 1998 unter der österreichischen Präsidentschaft beginnen. Von den
insgesamt sieben Kapiteln konnten vorübergehend drei abgeschlossen werden,
während vier weitere auf die nächste Verhandlungsrunde unter deutscher
Präsidentschaft übertragen wurden. Aufgrund der inzwischen vorbereiteten weite-
ren Positionspapiere hat die deutsche Präsidentschaft im Juni 1999 Verhandlungen
über acht weitere Kapitel eröffnet.2 Damit wurden die Verhandlungen Mitte 1999 in
fast 50% der Bereiche bereits aufgenommen, aber erst in sieben bis zehn Kapiteln
abgeschlossen (zehn Kapiteln für Zypern, je acht für Ungarn, Slowenien und
Tschechien und je sieben für Estland und Polen). Die geöffneten aber nicht abge-
schlossenen Kapiteln werden - zusammen mit etwa acht weiteren neuen Kapiteln -
unter der finnischen EU-Präsidentschaft auf die Tagesordnung rücken. Kann diese
Dynamik aufrechterhalten bleiben, sind die Hoffnungen nicht unberechtigt, daß die
Verhandlungen unter der französischen Präsidentschaft, bis Ende 2000 abgeschlos-
sen sein werden.

Zu bedenken ist dabei jedoch, daß ein Kapitel erst mit Abschluß der gesamten
Beitritts Verhandlungen endgültig abgeschlossen ist. Neue Situationen können
dadurch entstehen, daß das gemeinschaftliche Rechtsgut während der
Verhandlungen umfangreicher oder aber modifiziert wird. Der beitretende Staat
muß den Acquis übernehmen, der zur Zeit des Beitrittes gilt. Darüber hinaus kön-
nen sowohl manche Kandidatenstaaten, aber auch manche EU-Mitgliedstaaten mit
neuen Problemen (oder Möglichkeiten) konfrontiert sein, die ihre frühere Position
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beeinflussen können. Auch stellen die bisher behandelten Kapitel den einfacheren
Teil der Verhandlungen dar; die sowohl für die EU als auch für die Kandidaten-
staaten wichtigeren und schwierigeren Themen werden erst in der nächsten Zeit auf
die Tagesordnung kommen (unter anderem freier Waren- und Kapitalverkehr,
Umwelt, Landwirtschaft, Verkehr, Freizügigkeit der Arbeitskräfte, Finanz- und
Haushaltpolitik, WWU, und Regionalpolitik). Um das bisherige Verhandlungs-
tempo beizubehalten, braucht man erhebliche Anstrengungen und Anpassungskapa-
zitäten auf beiden Seiten. Zuletzt kann der Verhandlungsfahrplan von einer Reihe
unvorhersehbarer Ereignisse mitgestaltet werden. Darunter fallen die globale
Entwicklung, die europäische Großwetterlage nach dem Krieg im Kosovo, die
möglichen Auswirkungen der weiteren und teilweise recht unbefriedigenden
Reformschritte in den meisten Ländern Mittel- und Osteuropas, die Aufrecht-
erhaltung des angelaufenen Modernisierungsprozesses in einigen fortgeschrittenen
mitteleuropäischen Staaten, aber auch der Effekt des immer eindeutigeren
Reformstaus in mehreren und einflußreichen EU-Staaten.

Der weitere Verlauf der Verhandlungen wird auch von den - teilweise bereits
bekanntgewordenen - Derogationswünschen bestimmt werden. Eine relativ große
Zahl von Teilbereichen, in denen ein Land den Aquis zunächst nicht übernehmen
möchte, kann bedeuten, daß der Kandidatenstaat auf seine Vollmitgliedschaft noch
nicht genügend vorbereitet ist. Sie kann aber auch so interpretiert werden, daß die-
ses Land seine eigene Situation besser kennt und eine detaillierte Lageanalyse
bereits vorgenommen hat. Umgekehrt können wenige Derogationen sowohl auf
einen höheren Vorbereitungsstand, wie auch auf die ungenügende Beurteilung der
eigenen Situation hinweisen. Im allgemeinen kann man jedoch davon ausgehen,
daß die Wünsche nach einer Teilaufhebung des Aquis auf das notwendige
Minimum reduziert werden sollten um die Dynamik der Beitrittsverhandlungen
nicht zu gefährden, zusätzliche EU-Derogationen auszuschließen und nicht zuletzt
die Anpassungsprozesse in den Kandidatenstaaten weiterhin unter Druck zu halten.
Schon heute kann man jedoch einige der gemeinsamen und begründeten vorüber-
gehenden Ausnahmen voraussagen. Offenbar wird die EU der Freizügigkeit der
Arbeitskräfte erst allmählich zustimmen. Demgegenüber gehören die folgenden
Bereiche zu den schwierigsten in den Kandidatenstaaten: freier Kauf und Verkauf
landwirtschaftlichen Bodens, Umwelt, Verkehr und teilweise Landwirtschaft.
Derogationswünsche sind zu erwarten für den Umbau der Schwerindustrie in Polen
und Tschechien, für die Aufrechterhaltung präferentieller Handelsbeziehungen mit
manchen Staaten außerhalb der EU (so die Zollunion zwischen Tschechien und der
Slowakei sowie unter den drei baltischen Staaten, der Freihandel zwischen
Slowenien und den ehemals jugoslawischen Nachbarstaaten) und die Behandlung
der ungarischen Minderheit unter Schengen-Regeln.3

Die bereits verhandelten Kapitel enthalten weitere Derogationswünsche.
Beispielsweise wollen Tschechien und Slowenien ihre Fernsehbeschränkungen auf-
rechterhalten; das Konzessionsgeschäft der ungarischen Telekommunikationsge-
sellschaft (sonst mit mehrheitlicher deutscher Beteiligung) läuft erst Ende 2002 ab.
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Die offiziellen Beitrittsverhandlungen haben einige Entwicklungen, die für die
Zukunft einer erweiterten Gemeinschaft von großer Bedeutung sein können, in den
Hintergrund gedrängt. Zwei Bereiche sollen hier hervorgehoben werden.

- Erstens wurden während der österreichischen und der deutschen Präsidentschaft
mehrere Gemeinschaftsprogramme für die beitrittswilligen Staaten geöffnet. So
wurden die Programme LEONARDO, SOCRATES und JUGEND FÜR
EUROPA auf die baltischen Staaten ausgedehnt; SAVE-II umfaßt nun auch
Rumänien und die Slowakei; das Projekt über Kleine- und Mittlere Unternehmen
hat Bulgarien, Tschechien und Ungarn integriert, und mehrere Staaten beteiligen
sich nun am Programm RAPHAEL.4

- Zweitens hat sich die institutionelle Zusammenarbeit in manchen zukunftsträch-
tigen Bereichen erheblich verstärkt. Im Zeichen des Kampfes gegen die
Organisierte Kriminalität und für den regionalen Umweltschutz stand die im
Oktober 1998 abgehaltene Europäische Konferenz, an der sich alle mittel- und
osteuropäischen Kandidatenstaaten, sowie Zypern und die Schweiz beteiligten
(die Türkei blieb der Konferenz fern). Ein weiterer wichtiger Schritt war die
Ausdehnung des Fünften Rahmenprogramms für Forschung und Entwicklung
auf die beitrittswilligen Staaten.5

Die deutsche Ratspräsidentschaft und der Erweiterungsprozeß

Deutschland erfüllt eine besondere Funktion für die beitrittswilligen Staaten Mittel-
und Osteuropas. Es überrascht deshalb nicht, wenn in diesen Ländern in den letz-
ten Monaten klare Erwartungen hinsichtlich der Osterweiterung zum Ausdruck
gekommen sind.

- Deutschland ist nicht nur der wichtigste Handelspartner und teilweise auch
Kapitalexporteur in Mittel- und Osteuropa, sondern fungiert als Moderni-
sierungsanker für die ganze Region. 1998 gingen 8,1% des deutschen Exportes
in die zehn assoziierten Staaten (davon allein etwa drei Viertel in die drei
Schlüsselländer, Polen, Tschechien und Ungarn). 8% des deutschen Gesamt-
importes stammte aus dieser Ländergruppe. Der bilaterale Handel wuchs in den
letzten fünf bis acht Jahren weit über das durchschnittliche Wachstum des deut-
schen Außenhandels hinaus. Zwar macht der Export in die assoziierten Staaten
nur knapp 2% des Bruttoinlandsproduktes (BIP) aus (der Gesamtexport beträgt
demgegenüber 25% des BIP). Die jährliche Zunahme dieses Bereichs um 20%
trägt jedoch 0,4 Prozentpunkte zum BIP-Wachstum bei. Hätte Deutschland eine
Wachstumsrate von 4-5%, könnte man diesen Beitrag vernachlässigen. Aber bei
1,5% Wachstum stellt der Handel mit den assoziierten Staaten somit ein Viertel
bis ein Drittel des jährlichen deutschen Wirtschaftswachstums dar.6

- Deutsche Unternehmen haben mit ihren ostmitteleuropäischen Partnern ein dich-
tes Netz von intraindustrieller Produktionszusammenarbeit entwickelt. Die darin
eingebundenen Sektoren der ungarischen, tschechischen, slowakischen und
anderen Volkswirtschaften verkörpern bereits einen organischen Teil der gesamt-
europäischen und teilweise der globalen Arbeitsteilung. Zwei Drittel der ungari-
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sehen Exporte nach Deutschland bestehen aus sogenannten technologie-
intensiven Waren (Maschinen, Elektronik, Computer, Arzneimittel, Präzisions-
instrumente und Fahrzeugbau). Dieser Anteil ist in den anderen ostmitteleuropä-
ischen Staaten zwar niedriger, nimmt aber dennoch mehr Raum ein, als ver-
gleichbare Exporte nach Deutschland in manchen EU-Mitgliedstaaten.7

- Deutschland hat dem Projekt der Osterweiterung seit Anfang der neunziger Jahre
immer wieder politische und wirtschaftliche Unterstützung zugesichert. Es ist
das einzige EU-Land, das die geerbten Probleme aus der sozialistischen
Planwirtschaft auf eigenem Leibe erfahren hat und sich daher des langwierigen
und steinigen Prozesses der wirtschaftlichen und sozialen Transformation
bewußt ist. Teilweise darauf beruht die bessere Lagebeurteilung und die
Seriosität der deutschen Politik hinsichtlich der Osterweiterung der EU. Der
Regierungswechsel, der teilweise mit einem Generationenwechsel in Deutsch-
land einherging, hat die ostmitteleuropäischen Hoffnungen zwar vorübergehend
gebremst. Doch stellte sich bald heraus, daß die neue deutsche Politik, teilweise
mit einer anderen Rhetorik, die Schlüsselfragen Europas und der EU-
Erweiterung ebenso bewertet wie ihr Vorgänger und die deutschen Interessen im
Rahmen einer zügigen Osterweiterung verwirklichen kann.

- Auf dieser Grundlage hat die deutsche Präsidentschaft den im November 1998
begonnenen Prozeß der Beitrittsverhandlungen im vorbestimmten Tempo
weitergeführt. Unvorhersehbare Probleme, die die deutsche Präsidentschaft
zusätzlich belastet haben, wie der Rücktritt der Kommission und der Kosovo-
Krieg, haben den Fahrplan der Beitrittsverhandlungen nicht geändert. Wie am
Anfang geplant, wurden zwei Sitzungen auf der Ebene der Unterhändler (chief
negotiators) und eine Sitzung auf der Ebene der Außenminister abgehalten. Der
in diesen Verhandlungen erzielte Fortschritt entsprach den Erwartungen der
Beitrittskandidaten und hat eine dynamische Grundlage für die weiteren
Gesprächen unter finnischer Präsidentschaft geschaffen.

- Zuletzt hat der Berliner EU-Gipfel am 24. und 25. März 1999 einen fundamen-
talen Beitrag zur Erweiterung geliefert. Trotz zahlreicher Zweifel, die sowohl
den Änderungswünschen der deutschen Nettozahlerposition entsprangen, wie
auch von der Unnachgiebigkeit der nutznießenden EU-Mitgliedstaaten gespeist
wurden, konnte man einen Durchbruch mit der Bewilligung des EU-Haushaltes
für die Periode 2000 bis 2006 erzielen. Dieser Schritt, den viele Experten erst
gegen Ende der deutschen Präsidentschaft erwartet hatten oder sogar auf die fin-
nische Präsidentschaft verlagert sahen, hat drei richtungsweisende Akzente
gesetzt. Zum einen wurden die finanziellen Rahmenbedingungen der
Vorbeitrittsstrategie klargestellt. Den beitrittswilligen Staaten werden in der
erwähnten Periode jährlich 3,12 Mrd. Euro zur Verfügung stehen.8 Darüber hin-
aus enthält der EU-Haushalt ab 2002 eine gesonderte und jährlich ansteigende
Summe für die neuen Mitgliedsländer. Damit wurde die erste Welle der
Osterweiterung finanziell abgesichert, und mittelbar das Jahr 2002 als erstes
mögliches Beitrittsdatum anerkannt.9 Schließlich wurden die Haushaltsmittel für
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die Osterweiterung in einem gesonderten Kapitel untergebracht, so daß dieses
Geld für andere Zwecke (und Länder) im Prinzip nicht verwendet werden kann.

Ergänzend hat die deutsche Präsidentschaft weitere tiefgreifende Reformen der EU
angepackt, die teilweise für die reibungslose Erweiterung erforderlich sind, noch
mehr jedoch der Verstärkung der globalen Position der Gemeinschaft dienen kön-
nen. Die unter deutscher Präsidentschaft vorbereitete Regierungskonferenz über
institutionelle Reformen, die für die Erweiterung notwendig sind, wird Anfang
2000 beginnen und hoffentlich bis 2001 abgeschlossen sein. Trotz der anfangs gün-
stigeren Vorzeichen und der breiten Unterstützung der meisten Mitgliedstaaten sind
die deutschen Pläne zur Reform des Agrarhaushaltes im letzten Augenblick von
Frankreich gestoppt worden. Damit werden die Rahmenbedingungen für die
Beteiligung der Kandidatenstaaten an der Gemeinsamen Agrarpolitik erst später,
und im Zusammenhang mit den Ergebnissen der anstehenden Welthandels-
konferenz ausgestaltet.

Bewertung und Ausblick

Das vergangene Jahr stand im Zeichen eines vorprogrammierten Fahrplanes der
zukünftigen Erweiterung der EU. Dieser Prozeß, der von einer Vielfalt von techni-
schen Detailfragen geprägt wurde und geprägt bleibt, hat positive Vorbe-
stimmungen und negative Einschränkungen. Positiv zu bewerten ist die Tatsache,
daß kurzfristige und kurzsichtige Interessen, sowohl in den EU-Mitgliedstaaten als
auch in den Kandidatenländern, das Tempo der Beitrittsverhandlungen bisher nicht
bremsen oder diese auf ein Abstellgleis stellen konnten. Ungünstig ist, daß sich die-
ser Prozeß trotz der sich rasch ändernden europäischen Gesamtlage (vor allem der
Nachkriegssituation im Kosovo) kaum künstlich beschleunigen läßt.

Die fortschreitenden Beitrittsverhandlungen und die immer tiefergreifenden
Anpassungszwänge (die teilweise der konsequenten Durchsetzung des Assozi-
ierungsabkommens entspringen) lassen die unterschiedliche wirtschaftliche,
soziale, politische, juristische und institutionelle Anpassungskapazität der
Kandidatenstaaten, sogar derjenigen die offizielle Verhandlungen bereits aufge-
nommen haben, immer klarer hervortreten. Die kommende Phase wird für die
Vorbereitung der mikrowirtschaftlichen und mikrosozialen (mentalitätsbezogenen)
Faktoren entscheidend sein.

Als Ergebnis wäre eine weitere Teilung der Kandidatenstaaten in der absehbaren
Zukunft denkbar. Die erste Gruppe der Länder, die offizielle Beitrittsverhandlungen
begonnen haben, könnte kleiner werden, während einige Kandidaten aus der zwei-
ten Gruppe aufgewertet werden könnten. Es ist aber kaum wahrscheinlich, daß sich
diese dem „harten Kern" der ersten Gruppe anschließen können. Dies würde näm-
lich die bereits fortgeschrittenen und einer eigenen Dynamik unterstehenden
Verhandlungen vorübergehend stillegen und könnte dadurch zu unüberschaubaren
politischen Spannungen führen können. Viel wahrscheinlicher ist deshalb, daß frü-
her oder später eine dritte Gruppe, in einer „Zwischenlage" entsteht.
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Es war nicht die Aufgabe der deutschen Präsidentschaft eine solche
Neubestimmung vorzunehmen. Doch hat sie mit einer klaren Weichenstellung im
EU-Haushalt, mit der Vorbereitung der Regierungskonferenz Anfang 2000 und mit
einer konsequenten Weiterführung der Beitrittsverhandlungen die Möglichkeit
einer solchen Entwicklung vorweggenommen. Noch wichtiger scheint heute die
Ausarbeitung und Durchsetzung einer klaren gesamteuropäischen Strategie der EU
zu sein um die Post-Kosovo-Situation unter Kontrolle zu bekommen, und die stra-
tegischen Aspekte der EU-Erweiterung in den Vordergrund zu stellen. Einen sol-
chen Ansatz erfordern aber nicht nur die neue europäische Gesamtlage, sondern
auch die teilweise zu sehr auf technische Details ausgerichteten Beitritts-
verhandlungen. Letzten Endes dürfen Instrumente und Ziele nicht verwechselt wer-
den. Die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen (acquis) sind erfor-
derlich, sie dürfen in einer Periode, wo Europa von seiner Nachkriegsgeschichte
zum zweiten Mal im letzten Jahrzehnt Abschied nehmen muß, aber kein
Selbstzweck sein. Verstärkt oder gezwungen durch äußere Entwicklungen, haben
die österreichische und die deutsche Präsidentschaft einen bedeutenden Beitrag zu
diesem Wandel geleistet. Seine Qualität läßt sich jedoch erst rückblickend im
Spiegel der Geschichte eindeutig beurteilen.
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Davon entfallen jährlich 1,5 Mrd. Euro auf das
geänderte PHARE-Programm, 1 Mrd. Euro
auf Stukturhilfen (ISPA) und 512 Mio. Euro
auf die Unterstützung der landwirtschaftlichen
Entwicklung (SAPARD).
Für die neu beitretenden Länder stehen für
eine Periode von fünf Jahren insgesamt 45.5
Mrd. Euro zur Verfügung. Bei einer jährlich
ansteigenden Summe beträgt die Unter-
stützung im ersten Jahr (2002) 4,14 Mrd. Euro,
im letzten Jahr der Haushaltsperiode (2006)
jedoch schon 14,21 Mrd. Euro. Die gesamte
Summe ist ein Vielfaches der bisherigen
PHARE-Gelder und auch der Vorbeitritts-
finanzierung, bleibt aber weiterhin stark
zurück im Vergleich zur EU-Unterstützung,
die die gegenwärtigen Nettonutznießer erhal-
ten. Die gesamte Summe entspricht etwa dem
Agrarhaushalt der EU allein im Jahre 2002.
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